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Hoher: Maßnahmen werden nicht ausreichen zur Regulierung der
Population und Schutz der Artenvielfalt

Klare Richtlinien und Unterstützung bei Schäden.

Es liegt eine Stellungnahme des Umweltministeriums zu einem Antrag (Drucksache 17/6286) vor, der
sich mit den jüngsten Entwicklungen im Biber-Management des Landes und zum Biber-Modellprojekt
befasst. Dazu nimmt der Antragsteller und naturschutzpolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Klaus
Hoher, wie folgt Stellung:

"Die jüngsten Maßnahmen des Biber-Modellprojekts zeigen zwar eine gewisse Bereitschaft zur
Anpassung und zum Eingreifen bei den Biberbeständen, doch sie bleiben hinter dem zurück, was für
einen ausgewogenen Naturschutz und die Interessen der Land- und Forstwirtschaft notwendig ist. Die
letale Entnahme von Tieren ist zwar stets eine Ultima Ratio, jedoch muss der Schutz privater und
öffentlicher Ländereien gewährleistet werden," erklärt Hoher.

Er bemängelt, dass eine systematische Erfassung von Biberschäden nicht geplant sei, was die
Entwicklung langfristiger Managementstrategien erschwere. Zudem fehle es an einem landeseigenen
Ausgleichsfonds für Biberschäden, der die Betroffenen unterstützt. "Unsere Landwirte und Waldbesitzer
stehen im Mittelpunkt unserer ländlichen Gemeinschaften. Wir brauchen klare Richtlinien und
Unterstützungssysteme, um die durch Biber verursachten Schäden effektiv zu kompensieren", fordert
Hoher.

Die Einbindung der Jägerschaft in das Managementprojekt und die Schulung zur letalen Entnahme seien
positive Schritte. Doch es bleibe die Frage, ob diese Maßnahmen allein ausreichen, die Biberpopulation
auf ein tragfähiges Maß zu regulieren und gleichzeitig die biologische Vielfalt zu schützen.

"Es ist Zeit für eine umfassende Strategie, die Prävention, aktives Management und nachhaltige
Lösungen verbindet. Wir müssen sicherstellen, dass unser Ökosystem intakt bleibt und gleichzeitig die
Rechte und das Eigentum unserer Bürger geschützt werden" so Hoher abschließend.

 


